
Donnerstag, 6. Juli 2023 ∙ Nr. 154 ∙ 244. Jg. AZ 8021 Zürich ∙ Fr. 5.30

Bundesrat: Die Regierung muss nicht möglichst divers, sondern möglichst geeint sein Seite 17

AT € 3.40Redaktion und Verlag: Neue Zürcher Zeitung, Falkenstrasse 11, Postfach, 8021 Zürich, Telefon: +41 44 258 11 11,
Leserservice / Abonnements: +41 44 258 10 00, www.nzz.ch

Wetter/TV/Radio: 28, Traueranzeigen: 10, Impressum: 30

Der Schulleiter KeremYildirim und die Lehrerin Claudia Jakob. ANNICK RAMP / NZZ

Prigoschin gibt
noch nicht auf
Der Wagner-Chef verliert sein Firmenimperium

Nach der gescheiterten Revolte
gegen die russischeArmee ist
Jewgeni Prigoschin abgetaucht.
Der Chef der paramilitärischen
GruppeWagner verbreitet
Durchhalteparolen, doch seine
Zukunft ist ungewiss.

MARKUS ACKERET, MOSKAU

Jewgeni Prigoschin ist wieder zum Phan-
tom geworden. Wo er sich derzeit auf-
hält, weiss die Öffentlichkeit nicht. Das
Geschäftsflugzeug, das dem Anführer
der paramilitärischen Gruppe Wagner
und gescheiterten Meuterer zugeschrie-
ben wird, wurde in Weissrussland ge-
sichtet, aber auch in St. Petersburg und
Moskau.AmMontag liess er eine kurze
Audiobotschaft verbreiten, zum zweiten
Mal seit dem Abbruch der Revolte am
Samstag vor einer Woche. Darin rief er
zur Unterstützung fürWagner auf, die so
wichtig sei wie nie. Bald werde es wie-
der Siegesmeldungen von der Front ge-
ben, versprach er, ohne zu erläutern,was
er damit meinte.Wie der Rückzug eines
Geschlagenen klang das nicht.

ZuPrigoschinsDurchhalteparolenpas-
sendieBerichte,wonachdieGruppeWag-
nerweiterhinPersonal rekrutiert,auch für
Einsätze in der Ukraine, unter anderem
für Sturmbrigaden an der Front. Gegen-
über der «Financial Times» und russi-
schenMedien behauptetenAnwerber am
Telefon, wer sich dazu verpflichte, unter-
schreibe einenVertragmit der paramilitä-
rischen Truppe. Die Aussagen widerspre-
chen Meldungen in Wagner-nahen Tele-
gram-Kanälen vom Wochenende, worin
es geheissen hatte, das Militärunterneh-
men stelle vorläufig keine neuen Kämp-
fer für die Ukraine-Front ein.

Zudem stehen sie quer zumKern des
Streits zwischen Prigoschin und dem
Verteidigungsministerium, der Auslöser
der Revolte vor zehn Tagen gewesen
war:Klipp und klar hatteVerteidigungs-
minister Sergei Schoigu verlangt, dass
alle Wagner-Kämpfer sich vertraglich
bis zum 1. Juli an die reguläre Armee
binden. Prigoschin sah das Ende seiner
Truppe als eigenständige Einheit vor
Augen – und entschloss sich zum ver-
hängnisvollen Aufbegehren, das Präsi-
dent Wladimir Putin nur als Putschver-
such interpretieren konnte.

Trainingslager in Weissrussland

Gleichzeitig zu diesen Berichten, die
eine irritierende Kontinuität sugge-
rieren, konkretisierten sich seit dem
Wochenende die Hinweise auf die
Verlegung von Wagner-Truppen nach
Weissrussland. Das entspricht den Ver-
einbarungen, die Prigoschin im Gegen-
zug zur ihm und seinen Aufständischen
zugesicherten Straffreiheit eingegangen
war.Telegram-Kanäle, die zumWagner-
Dunstkreis gehören, veröffentlichten
Bilder einer Zeltstadt beim ehemaligen
weissrussischen Militärstützpunkt Osi-
powitschi in der Region Mogiljow.

DemexilrussischenRecherche-Portal
Istories erzähltenAngehörigevonKämp-
fern, diese seien direkt aus dem Kriegs-

gebiet in der Ukraine dorthin übergesie-
delt. In den nächstenWochen undMona-
ten würden sie dort üben und weissrus-
sische Soldaten ausbilden. Das auch auf
Satellitenbildern erkennbare Lager ist
für rund 8000 Personen ausgelegt. Die
Rede ist von zwei weiteren geplanten
Zeltlagern, unter anderem bei Barano-
witschi imWestenWeissrusslands; dafür
gibt es aber bis jetzt keineBelege inForm
von Fotos oder Satellitenaufnahmen.

Manche Kämpfer hätten sich gegen
eine Übersiedlung nach Weissruss-
land entschieden und seien nach Russ-
land zurückgekehrt, berichteten An-
gehörige dem Portal Istories. Das er-
staunt nicht, weil zumindest von aus-
sen nicht ersichtlich ist, welche Zukunft
die GruppeWagner überhaupt hat, erst
recht inWeissrussland. Indem Putin vor
Wochenfrist die private Finanzierung
der Paramilitärs zur Mär erklärte, gab
er zu verstehen, dass das Militärunter-
nehmen nicht mehr als eigenständiger
Akteur vorgesehen sei.

Propagandistischer Wind dreht

Der Abgesang auf Prigoschin und die
GruppeWagner setzt sich zugleich fort.
Ein Sturz,wie ihn der zuvor monatelang
gefeierte Prigoschin nun erlebt, ist stets
unerbittlich. Die Staatsmedien porträ-
tieren das Geschäftsimperium des ge-
fallenen Helden als parasitäres Geschäft
auf Kosten der Steuerzahler.Die imMai
noch bewunderte Einnahme von Bach-
mut nach monatelanger Schlacht wird
relativiert: Mariupol sei von der regu-
lären Armee in zwei Monaten erobert
worden – weshalb habe Wagner für die
kleinere Stadt im Donbass viermal län-
ger gebraucht?

Die Folgen des Absturzes sind auch
handfest:DasVerteidigungsministerium
hat die Verträge mit Prigoschins Firma
Konkord zur Essensbelieferung per
sofort gekündigt. Bereits heisst es, nun
werde in derArmee kein warmes Essen
mehr serviert, weil die Logistik nicht so
schnell umgestellt werden könne. Seine
Medienholding Patriot löste Prigoschin
selbst auf und stellte die Mitarbeiter
ohneAbfindung auf die Strasse.Der Ruf
dieser Publikationen war unterirdisch.
Manchen Angestellten sollen Staats-
sender ein Angebot gemacht haben.

Angesichts der medialen Präsenz
der vergangenen Monate geht verges-
sen, dass Prigoschin bis vor kurzem
eine legendenumrankte Person fernab
der Öffentlichkeit gewesen war. Wer
den schillernden Unternehmer mit der
GruppeWagner mit schlecht beleumun-
deten Medien und mit Skandalen sei-
ner Firmen in Verbindung brachte, den
zerrte er gerne vor den Richter. Jede Be-
teiligung anWagner stritt er ab. So skru-
pellos wie als Heerführer an der ukrai-
nischen Front war er schon damals mit
allen, die gegen seinen Willen seine
Wege kreuzten. Umso erstaunlicher
war sein Aufstieg zur politischen Figur.
Mit seiner Revolte hat er jedoch gezeigt,
dass er mit den Mechanismen der Poli-
tik überfordert ist. Ein Comeback ist
schwer vorstellbar.

International, Seite 2
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«Der Schulleiter ist in
einer Sandwich-Position»
Zwei Pädagogen sprechen über Probleme an den Schulen

For./art. · An mehreren Schulen ist es
jüngst zu Dutzenden Kündigungen von
Lehrpersonen gekommen. Als Grund
wurde meist der Schulleiter genannt.
Gibt es ein Problemmit den Schulleitun-
gen,diemit hohenErwartungenvonLeh-
rern, Behörden und Eltern konfrontiert
sind?Oder zeigendieAbgänge vor allem,
dass die Lehrer aufgrund des Mangels
in einer komfortablen Situation sind und
mitunter sogar abgeworben werden?

In einem NZZ-Interview reden eine
Oberstufenlehrerin und ein Schul-
leiter offen über Probleme, die auftau-
chen können. Die Aufgabenlast für die
Schule und damit das Konfliktpoten-
zial seien grösser geworden, sagt Clau-
dia Jakob, die in Gossau (SG) unterrich-
tet. Laut Kerem Yildirim, Schulleiter in
Olten, stellen Eltern und Politiker For-
derungen an die Schule. Der Lehrplan
21 sei zwar hervorragend, aber mit der
Menge an Schulstoff sei eine Grenze
erreicht. Nur weil man mehr hinein-
packe, heisse das nicht, dass mehr her-
auskomme. «Als Schulleiter bin ich in
einer Sandwich-Position.» Er verstehe
sich vor allem als Anwalt der Kinder
und Jugendlichen, sagt Yildirim. In sei-
ner Arbeit gebe es natürlich Konflikte,

was aber per se nichts Schlechtes sei. Es
gehe darum, diese zu lösen.

Die Lehrerin Jakob kann sich nicht
vorstellen, Schulleiterin zu werden.
Lehrpersonen zu führen, sei ein Unding,
weil diese sehr individuell seien. Unter-
stützung vom Schulleiter erwartet sie bei
rechtlichen oder finanziellen Fragen. Es
gebe Momente, in denen dieser ihr An-
walt sein müsse. «Wenn ich ungerecht-
fertigt angegriffen werde, muss er für
mich einstehen.» Ein Stressfaktor für
die Schule sind auch Konflikte zwischen
Lehrpersonen und Eltern. Hier werden
laut Yildirim manchmal Grenzen über-
schritten. Lehrpersonen wollten alles
richtig machen, sich so gut wie mög-
lich um ihre Schüler kümmern und eine
harmonische Zusammenarbeit mit den
Eltern pflegen. Da sei es nicht immer
einfach, sich abzugrenzen. Laut seiner
Einschätzung war früher die Hemm-
schwelle höher, bis Eltern sich beim Leh-
rer oder bei der Lehrerin beschwerten.

Im Gespräch kommen beide zu dem
Schluss, dass in den Schulen im Land viel
gute Arbeit geleistet wird. «Wir müs-
sen aufpassen, dass wir die Schule nicht
schlechter reden,als sie ist»,sagtYildirim.

Schweiz, Seite 8, 9

Neuer Verdacht
auf Polizeigewalt
in Frankreich
Extreme Rechte
könnte von Krawallen profitieren

uvs. · Acht Tage nach der Tötung eines
Jugendlichen durch die Polizei in Nan-
terre hat sich die Lage auf Frankreichs
Strassen beruhigt.Die Stimmung in den
Vorstädten bleibt aber angespannt. Die
Debatte über Polizeigewalt erhält neue
Nahrung durch zwei Vorfälle im Süden
und im Osten Frankreichs: In Marseille
leitete die Polizei Ermittlungen zum
Tod eines 27-Jährigen ein, der in der
Nacht auf Sonntag offenbar von einem
Gummigeschoss getroffen worden war.
Ein anderer junger Mann, der in der
Nacht auf Freitag nahe der Grenze
zu Luxemburg durch ein Bleigeschoss
schwer am Kopf verletzt wurde, liegt
zurzeit im Koma.

Nach der Zerstörung Hunderter
öffentlicher Gebäude und Geschäfte
sowie Tausender von Autos wünscht
sich die Mehrheit der Französinnen und
Franzosen nichts mehr als eine Rück-
kehr zu Ruhe und Ordnung. Davon
könnte vor allem die rechte Opposi-
tion profitieren. Politiker wie Éric Chi-
otti,Éric Zemmour und Jordan Bardella
überbieten sich seitTagenmit Forderun-
gen nach mehr Härte. Auffällig zurück-
haltend tritt dagegenMarine Le Pen auf.
Die ehemalige Präsidentschaftskandida-
tin setzt offenbar darauf, dass sie auch
ohne schrilleÄusserungen von der Krise
in den Banlieues profitiert.

International, Seite 3

Die Zürcher SP
ersetzt ihre
Frauenquote
Listen müssen neu zu 50 Prozent
aus «Finta-Personen» bestehen

hub. · Die SP des Kantons Zürich hat
an ihrem Parteitag beschlossen, die bis-
herige Geschlechterquote für Partei-
ämter und Wahllisten aus den Statuten
zu streichen. Die Fokussierung auf nur
zweiGeschlechter entsprechenichtmehr
der Realität. Ziel der Parteileitung war
eigentlich, ganz auf Zielvorgaben zu ver-
zichten. Stattdessen sollte sich die Partei
in allgemeiner Form einer «ausgewoge-
nen Vertretung verschiedener Lebens-
realitäten» verpflichten, etwa in Bezug
auf Migrationshintergrund, Alter oder
sexuelle Orientierung. Die Juso setzten
aber eine neue Quote durch. Sie woll-
ten verbieten, dass sogenannte Cis-Män-
ner (also jene, die sich mit ihrem bei der
Geburt zugewiesenen Geschlecht iden-
tifizieren) in SP-Gremien und aufWahl-
listen auf über 50 Prozent kommen kön-
nen.DiePartei nahmdiesesAnliegen auf,
allerdings in umgekehrter Form: Künf-
tig soll mindestens die Hälfte aus soge-
nannten «Finta-Personen»bestehen.Der
Sammelbegriff umfasst nebst Frauen
auch intergeschlechtliche, nichtbinäre,
trans und agenderPersonen.DieseRegel
bringt ländliche Sektionen der SP inVer-
legenheit.Sie sehen sichnicht in derLage,
ihreListen entsprechend zu füllen.Ihnen
wird daher eine Ausnahme gewährt.

Zürich und Region, Seite 11
Meinung & Debatte, Seite 19
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	Seite_9_Neue_Zürcher_Zeitung_2023-07-06.pdf

